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Zukünftige Kita-Finanzierung 
 
 
 
 
 
Sehr geehrter Herr Bürgermeister  Kunkel, 

 

 

mit diesem Brief möchten wir Sie über den Versand des anhängenden gemeinsamen Schreibens vom 

Evangelischen Büro Hessen und vom Kommissariat der katholischen Bischöfe Hessen an die 

kommunalen Spitzenverbände zur angestrebten Veränderung in der Kita-Finanzierung informieren. Dieses 

Schreiben ist mit allen 5 evangelischen Landeskirchen und katholischen Bistümern in Hessen, und somit 

auch mit unserer Bistumsleitung, abgestimmt.  

 

Wie im Brief beschrieben lässt es die derzeitige Entwicklung der Kirchenmitgliederzahlen und 

Kirchensteuereinnahmen leider nicht mehr lange zu, die Trägeranteile an den Betriebskosten unserer 237 

kirchengemeindlichen Kindertagesstätten jährlich zu erhöhen, so wie es die derzeitigen 

Betriebskostenverträge zwischen den Kirchengemeinden und den Kommunen vorsehen. Wir als Bistum 

Limburg können aber das im Schreiben genannte Bestreben, die bisherigen kirchlichen Trägerschaften zu 

erhalten, nur unterstreichen. Da wir weder unser Engagement reduzieren möchten noch Budgets 

ausgeweitet werden können ist eine Pauschalierung des Trägeranteils für uns die einzig mögliche 

Konsequenz.  
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Ausgehend von diesem Schreiben ist es nun erst einmal die Aufgabe des Bischöflichen Ordinariates, 

Klarheit über den zukünftigen finanziellen Spielraum des Kitawesens im Bistum Limburg zu erlangen und 

Vorschläge für eine neue Finanzierungssystematik zu entwickeln, welche für alle unsere Einrichtungen 

anwendbar wären. Hierzu nehmen wir natürlich gerne Anregungen Ihrerseits entgegen. Die darauf 

folgenden Abstimmungen zwischen den Kirchengemeinden und den Kommunen über eine Anpassung 

der Betriebskostenverträge werden wir vom Bischöflichen Ordinariat selbstverständlich mit begleiten und 

als Ansprechpartner zur Verfügung stehen. 

 

Uns ist durchaus bewusst, dass sich auch die Kommunen in finanziell sehr herausfordernden Zeiten 

befinden. Trotzdem hoffen wir, dass die Gründe für unser Handeln nachvollzogen werden können. 

  

 

Herzliche Grüße 

 

 

 

 

 

 

Sonja Karl       David Schermuly 

Abteilungsleiterin      stellv. Abteilungsleiter        
Kindertageseinrichtungen     Kindertageseinrichtungen     
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Zukünftige Kita-Finanzierung  

 

 

Sehr geehrte, liebe Damen und Herren, 

 

die Evangelischen Kirchen und katholischen Bistümer in Hessen bieten in ihren 

Kindertagesstätten ein Bildungs- und Betreuungsangebot für alle Kinder – unabhängig von 

ihrer Herkunft, Religion, Weltanschauung und Förderbedarf. Sie leisten mit frühkindlicher 

Bildung, Erziehung und Betreuung einen Beitrag an der Zukunft der Gesellschaft. Leitende 

Motivation ist, Kinder altersgerecht christliche Grundsätze wie Freiheit, Toleranz, Frieden, 

Gerechtigkeit und Bewahrung der Schöpfung erfahren zu lassen und Raum für eine 

eigenständige Auseinandersetzung mit der Welt zu bieten.  

 

In Hessen werden in fast 1.090 konfessionellen Kindertagesstätten rund 78.000 Kinder und 

ihre Familien durch circa 14.000 Kita-Fachkräfte in der Regel mindestens drei Jahre intensiv 

begleitet. Kirchen und Bistümer verstehen sich dabei seit Jahrzehnten als verlässlicher 

Partner der Kommunen, um gemeinsam den gesellschaftlichen Bildungsauftrag zu erfüllen 

und Verantwortung für ein gerechtes und friedvolles Zusammenleben zu übernehmen. Sie 
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leisten einen wesentlichen Beitrag zur Trägervielfalt in Hessen und kommen dem Wunsch 

und Wahlrecht der Eltern im Kita-Bereich nach. 

 

Derzeit investieren die Kirchen in den Bereich Kindertagesstätten jährlich rund 

71,5 Millionen Euro an Eigenmitteln. Für die Finanzierung des kirchlichen Anteils für einen 

Kita-Platz sind ungefähr drei zahlende Kirchenmitglieder notwendig. Zudem begleiten an 

vielen Orten ehrenamtlich organisierte Kirchenvorstände bzw. Verwaltungs- und 

Pfarrgemeinderäte die Arbeit der Kitas in Konzeptions- und Personalfragen und nehmen so 

eine wichtige gesamtgesellschaftliche Aufgabe wahr. 

 

Bei der hohen kirchlichen Identifikation mit den Aufgaben im Kita-Bereich sind allerdings die 

Probleme nicht zu übersehen. Aufgrund des Rückgangs von Kirchenmitgliedern und damit 

zusammenhängenden sinkenden Kirchensteuereinnahmen besteht für die Finanzen der 

Kirchen und Bistümer ein erheblicher Druck. Dieser wird durch die längerfristigen Prognosen 

der sogenannten „Freiburger Studie“ zufolge nochmals deutlich verschärft. Die Kirchen in 

Hessen müssen bereits bis zum Jahr 2035 mit einem Rückgang der kirchensteuerzahlenden 

Mitglieder von bis zu 30 Prozent rechnen (bezogen auf das Jahr 2020). 

 

Diese veränderte Kirchenbindung schwächt den kirchlichen finanziellen Handlungs-

spielraum bereits heute. Dies hat Folgen für alle kirchlichen Arbeitsfelder, auch für den Kita-

Bereich. Kirchen und Bistümer werden eine inflationsbedingte jährliche Erhöhung der 

Budgets für Kindertagesstätten in der derzeitigen Form nicht mehr finanzieren können. Das 

Engagement und der Wunsch, unsere Partnerinnen und Partner weiter in der Gestaltung 

der Kinderbetreuung vor Ort zu unterstützen, bleiben jedoch unverändert. 

 

Daher sind Kirchen und Bistümer in Hessen gezwungen, die Finanzierung ihrer 

Kindertagesstätten zu ändern: Ein Ende der bisherigen prozentualen Mitfinanzierung der 

Kita-Kosten ist erforderlich und eine Neu-Verhandlung mit den kommunalen Vertrags-

partnern notwendig. Ziel ist es, feste Pauschalen pro Kita-Gruppe als Finanzierungsbeitrag 

zu vereinbaren. Die Pauschalen sollen auf Basis von Jahres-Haushaltsplanungen/-

abschlüssen für die jeweiligen Kindertagesstätten berechnet werden.  

 

Neben Betriebskostenzuschüssen und der Finanzierung von professionellen Beratungs- 

und Führungsstrukturen auf Ebene von Landeskirchen und Bistümern bringen zahlreiche 
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Kirchen- und Pfarrgemeinden ihre eigenen Grundstücke und Kita-Gebäude ein. Mehr als 

570 konfessionelle Kindertagesstätten werden in kirchlichen Gebäuden betrieben. Auch für 

die entsprechenden Baulasten bedarf es neuer Lösungen. Zukünftig können diese nicht 

mehr von den Kirchen erbracht werden. In Verhandlungen und Verträgen sind Lösungen 

abzubilden, wie die Baulasten von den kommunalen Partnern getragen werden können. 

Hierfür sind unterschiedliche Wege denkbar. Die verschiedenen Lösungsansätze wollen wir 

mit den kommunalen Partnern abstimmen und vereinbaren. 

 

Trotz der leider bestehenden Sparzwänge und den anstehenden Veränderungen der 

Finanzierungsbeteiligung ist es das Bestreben der Kirchen und Bistümer, die bestehenden 

kirchlichen Trägerschaften auch weiterhin zu erhalten, wofür es viele gute Gründe gibt, wie 

unter anderem: 

 

• übergreifende Leistungen der Kirchen (z. B. juristischer Dienst, Fachberatung, 

Fortbildung, Versicherungsleistungen etc.) 

• Qualitäts- und Personalmanagement 

• Ehrenamtliches Engagement und Vernetzung im Sozialraum  

• Die Erfüllung des Subsidiaritätsprinzips (gesellschaftliches Prinzip, nach dem 

staatliche Aufgaben soweit wie möglich von freien Trägern übernommen werden) 

• Vielfalt in der Trägerlandschaft – Wahlmöglichkeit für Eltern  

• höhere Landesförderung für freie Träger 

 

In den nächsten Monaten werden die Vertreterinnen und Vertreter der Kirchen und Bistümer 

auf die Kommunen vor Ort zugehen, um neue Vereinbarungen in dem beschriebenen 

Rahmen zu treffen.  

 

Wir hoffen sehr auf konstruktive und letztlich einvernehmliche Gespräche zum Wohl der 

betreuten Kinder. 

 

Mit freundlichen Grüßen 

 

    

Oberkirchenrat Dr. Martin Mencke   Pfarrer Dr. Tonke Dennebaum 




